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Entgeltrahmentarifvertrag (ERA) 
 
 

 
 
 
Zwischen 
 
NORDMETALL 
Verband der Metall- und Elektroindustrie e.V., Hamburg 
 
und der 
 
IG Metall, Bezirksleitung Küste, Hamburg 

 

 
wird folgender Entgeltrahmentarifvertrag vereinbart: 
 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
1. Dieser Entgeltrahmentarifvertrag gilt für die Mitglieder der tarifvertragsschließenden 

Parteien, und zwar 
 
1.1 räumlich im Geltungsbereich der jeweiligen Manteltarifverträge für die Tarifgebiete 

des Nordwestlichen Niedersachsens, Unterweser, Hamburg und Umgebung, Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, 

 
1.2 persönlich für alle gewerblichen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Angestell-

ten (nachfolgend Beschäftigte). 
 
1.3 Für Auszubildende gelten die Vorschriften der §§ 4 und 13. 
 
 
2. Nicht unter den Tarifvertrag fallen,  
 
2.1 leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG. 
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2.2 Beschäftigte, 

 
a. die einen Aufgabenbereich haben, der höhere Anforderungen stellt, als die 

höchste Entgeltgruppe verlangt, und  
 
b. die aufgrund eines schriftlichen Einzelarbeitsvertrages als außertarifliche Be-

schäftigte bezeichnet werden und  
 

c. deren vereinbartes regelmäßiges Monatseinkommen den jeweils im Tarifvertrag 
über Entgelte und Ausbildungsvergütungen festgelegten Werten für die Tarifge-
biete Nordwestliches Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern bzw. für die Tarifgebiete Hamburg und Umgebung und Unterweser 
mindestens entspricht. Der Betrag ist tarifdynamisch und wird nach einer Tarif-
erhöhung auf volle 10 Euro gerundet. 

 
 

Entfällt eine dieser Bedingungen, unterliegt der/die Beschäftigte wieder dem Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages.  

 
2.3 In Heimarbeit Beschäftigte, Praktikanten. 
 

 
§ 2 

Eingruppierung - Allgemeine Bestimmungen 
 
1. Die Beschäftigten werden in die Entgeltgruppen und -stufen gemäß §§ 4 und 5 ein-

gruppiert. 
 
2. Die tariflichen Entgeltgruppen und -stufen sind Mittel zur Entgeltfindung.  
 

Sie stellen Entlohnungsgrundsätze und -methoden im Sinne des § 87 Abs. 1 Ziff. 10 
BetrVG dar und sind abschließend geregelt. 

 
3. Vor jeder Eingruppierung ist gemäß § 99 BetrVG die Zustimmung des Betriebsrates 

einzuholen. 
 
4. In Unternehmen mit in der Regel weniger als 21 wahlberechtigten Beschäftigten ist 

der Betriebsrat unverzüglich von der Eingruppierung zu benachrichtigen. Gegen die 
Eingruppierung kann der Betriebsrat innerhalb einer Woche nach Kenntnis schriftlich 
Einspruch erheben. Kommt es zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat zu keiner Eini-
gung, so steht der Rechtsweg offen. 

 
5. Halten Beschäftigte ihre Eingruppierung für unzutreffend, so können sie gegen diese 

Einspruch erheben. Hilft der Arbeitgeber dem Einspruch nicht ab, so ist die Ableh-
nung unter Zugrundelegung einer Anforderungsbeschreibung schriftlich zu begrün-
den. 

 



ERA 
 

(Januar 2019) 3 

 Sodann haben Arbeitgeber und Betriebsrat den Streitfall mit dem Ziel einer Verstän-
digung zu behandeln. 

 
Gelingt auch hier keine Einigung, steht den Beschäftigten der Rechtsweg offen. 
 

6. Die Einführung anderer sowie die Änderung bestehender Arbeitsbewertungssysteme 
durch eine nicht erzwingbare Betriebsvereinbarung bedürfen der schriftlichen Zu-
stimmung der Tarifvertragsparteien. Eine bereits erteilte Zustimmung wirkt nach Ab-
schluss dieses Tarifvertrages fort. 
 

7. Die Tarifentgelte werden in gesonderten Entgelttarifverträgen geregelt. 
 

  Protokollnotiz zu § 2:  
Für die Ersteingruppierung bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages gelten die Überlei-
tungsbestimmungen gemäß Einführungstarifvertrag vom 11. September 2003 

 

 
 

§ 3 
Eingruppierungsgrundsätze  

 
1. Grundlage der Eingruppierung sind die Anforderungen aus der übertragenen Arbeit 

(Tätigkeiten, Aufgaben, Aufgabengebiete oder Aufgabenbereiche) an die Beschäftig-
ten. 

 
Hierbei werden alle Anforderungen, soweit sie die übertragene Arbeit im Wesentli-
chen prägen, in ihrer Gesamtheit bewertet. Es sind die Anforderungen prägend, die 
die Wertigkeit der Arbeit bestimmen. Dabei kommt es nicht auf die Prozente der ein-
zelnen Arbeitsanteile an. 

 
2. Berufs-, Positions- und Funktionsbezeichnungen, Dienststellungen u. ä. begründen 

keinen Anspruch auf eine Eingruppierung in eine bestimmte Entgeltgruppe bzw. -
stufe. 

 
Soweit die Merkmale (Oberbegriffe) einer Entgeltgruppe einen bestimmten berufli-
chen Ausbildungsgang ansprechen, Beschäftigte einen solchen aber nicht durchlau-
fen haben, sind sie doch in diese Entgeltgruppe einzugruppieren, wenn ihre Arbeit die 
Anforderungen dieser Gruppe erfüllt. 

 
Kenntnisse und Fertigkeiten gelten als „auf anderem Wege erworben“ im Sinne der 
Entgeltgruppen 4 bis 11, wenn der Beschäftigte die Anforderungen der jeweiligen 
Entgeltgruppe erfüllt.  
 
Andererseits begründet ein bestimmter Ausbildungsgang für sich allein dann keinen 
Anspruch auf Eingruppierung in eine bestimmte Entgeltgruppe, wenn die übertragene 
Arbeit diesen Ausbildungsgang nicht verlangt. 
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3. Die Beschäftigten haben Anspruch auf Bezahlung entsprechend der Entgeltgruppe, in 
die sie eingruppiert wurden. Dies gilt auch, wenn sie vorübergehend mit Arbeit in ei-
ner niedriger bewerteten Entgeltgruppe beschäftigt werden. 

 
Werden Beschäftigte entweder vorübergehend aushilfsweise mit Arbeiten beschäftigt, 
die einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen sind, oder werden sie mit vorüberge-
hender Stellvertretung von Beschäftigten einer höheren Entgeltgruppe betraut, so be-
gründet dies in beiden Fällen keinen Anspruch auf ein höheres Entgelt, wenn die vo-
rübergehende Stellvertretung oder Aushilfstätigkeit nicht länger als 5 Wochen dauert.  
 
Ab der 6. Woche wird ein Ausgleichsbetrag gezahlt, der in einem angemessenen 
Verhältnis zur ausgeübten Arbeit steht. Erfolgt eine vollständige Übernahme der Ar-
beit, wird der Differenzbetrag zur höher bewerteten Entgeltgruppe bzw. -stufe gezahlt. 

 
4. Führen Beschäftigte auf Dauer eine niedriger bewertete Arbeit aus, setzt eine Ein-

gruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe Einvernehmen oder eine Änderungs-
kündigung voraus.  

 
Führen Beschäftigte auf Dauer höherwertige Arbeit aus, sind sie entsprechend einzu-
gruppieren. 

 
5. Sofern als Folge von Versetzungen aus betrieblichen Gründen und/oder Veränderung 

von Arbeitsinhalten Abgruppierungen wirksam werden könnten, sollen den betroffe-
nen Beschäftigten vorrangig ihrer gegenwärtigen Eingruppierung gleichwertige und 
zumutbare Arbeiten angeboten werden. 
  
Sind keine gleichwertigen und zumutbaren Arbeiten vorhanden, sollen den betroffe-
nen Beschäftigten später freiwerdende, gleichwertige und zumutbare Arbeiten bevor-
zugt angeboten werden. 
Sofern diesen Beschäftigten keine adäquaten anderen Arbeiten angeboten werden 
können, so erhalten sie im Falle einer Abgruppierung für die Dauer der für sie jeweils 
geltenden Kündigungsfristen, mindestens aber für 3 Monate, den früheren Arbeitsver-
dienst.  
 
Danach erhalten sie eine Anpassungshilfe; diese beträgt in den ersten 2 Monaten 75 
Prozent, in den folgenden 2 Monaten 50 Prozent und in den darauffolgenden 2 Mona-
ten 25 Prozent des Unterschieds zwischen dem alten und dem neuen Arbeitsver-
dienst. 
 
Die Anpassungshilfe kann einvernehmlich auch als Einmalzahlung erfolgen. 
 
Durch Interessenausgleich und Sozialplan können die Betriebsparteien hiervon ab-
weichende Regelungen vereinbaren. 
 

6. Bisherige Meister und Vorarbeiter werden unabhängig von den Eingruppierungs-
merkmalen des § 4 entsprechend ihrer über die fachlichen Aufgaben hinausgehenden 
Personalverantwortung in eine der Entgeltgruppen zwischen EG 5 und EG 9         
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eingruppiert. Die Eingruppierung erfolgt gemäß der Anforderungen des Arbeitsplat-
zes/Arbeitsbereichs. 
Die individuelle Differenzierung erfolgt je nach Umfang ihrer Aufgaben durch den Ar-
beitgeber mit Zustimmung des Betriebsrates. 
Ehemalige M4-Meister können in die Entgeltsgruppe EG 10 eingruppiert werden, 
wenn sie die Anforderungen erfüllen, z.B. als sogenannte „Fertigungsleiter. 
Bisher erfolgte Meister-Eingruppierungen sind davon nicht betroffen, sofern sich die 
Anforderungen nicht ändern. 

 
6a.** Die besonderen Arbeitsanforderungen bei außerbetrieblichen Montagearbeiten wer-

den im konkreten Fall bei der Eingruppierung oder Einstufung berücksichtigt. Die Be-
wertung erfolgt gemäß §§ 3 bis 5 ERA. Damit kann die Eingruppierung in eine höhere 
Stufe oder Gruppe als bei vergleichbaren Arbeiten im Betrieb gerechtfertigt sein.  
 
Sofern bestimmte Anforderungen für die Eingruppierung maßgeblich sind, können sie 
nicht zusätzlich eine Zusatzstufe begründen. 
 
Führt ein Beschäftigter nur zeitweise außerbetriebliche Montagearbeiten aus, schlie-
ßen die Betriebsparteien eine entsprechende Vereinbarung. 
 
Die Abgeltung von Belastungen / Erschwernissen auf Montage erfolgt gemäß den 
Bestimmungen des § 13 (oder gegebenenfalls gemäß § 3 TV MEA.) 

  
7. Unter Hochschulausbildung i. S. d. EG 9 bis EG 11 ist auch eine Fachhochschulaus-

bildung zu verstehen. 
 
8. Bei Ereignissen, die aufgrund dieses Tarifvertrages die Eingruppierung in eine andere 

Entgeltgruppe oder eine andere Entgeltstufe bedingen, tritt die Veränderung bei Ein-
tritt des Ereignisses bis zum 15. des Monats rückwirkend mit dem Ersten dieses Mo-
nats, bei Eintritt des Ereignisses ab 16. des Monats mit dem Ersten des auf das Er-
eignis folgenden Monats in Kraft. 

 
9. Die Vereinbarung betrieblicher Richtbeispiele zu unternehmensspezifischen Tätigkeiten steht 

den Betriebsparteien nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG offen.  

 

 

§ 4 
Entgeltgruppen 

 

Entgeltgruppe 1 
 
Auszubildende,  
die in einem anerkannten Ausbildungsberuf i. S. d. Berufsbildungsgesetzes (BBiG) auf-
grund eines Berufsausbildungsvertrages ausgebildet werden. 
__________________ 
 

**
 durch Verhandlungsergebnis „Außenmontage und ERA“ vom 18.01.2006 eingefügt, am 01.02.2006 in Kraft getreten. 
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Entgeltgruppe 2 
 
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausführung im Einzelnen festgelegt sind. 

Erforderlich sind Arbeits- oder Materialkenntnisse oder Geschicklichkeit bei der Arbeitsaus-
führung, die durch eine zweckgerichtete Einarbeitung und Übung von bis zu vier Wochen 
erlernt werden. Berufliche Vorbildung ist nicht erforderlich. 
 
Entgeltgruppe 3 
 
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausführung weitgehend festgelegt sind. 

Erforderlich sind Arbeits- oder Materialkenntnisse oder besondere Geschicklichkeit bei der 
Arbeitsausführung, wie sie in der Regel durch ein systematisches Anlernen von mehr als 
vier Wochen Dauer erworben werden. Berufliche Vorbildung ist nicht erforderlich. 

 
Entgeltgruppe 4 
 
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausführung teilweise festgelegt sind. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine mindestens zweijährige fachspezifische Ausbildung  

oder 

- durch eine abgeschlossene dreijährige fachfremde Berufsausbildung erworben werden  

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 

 
Entgeltgruppe 5 (Eckentgelt) 
 
Sachbearbeitende Aufgaben und/oder Facharbeiten, deren Erledigung weitgehend vorge-
geben ist. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine abgeschlossene fachspezifische mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung 

oder 

-  durch eine abgeschlossene fachfremde Berufsausbildung und eine mehrjährige fachspe-
zifische Berufserfahrung erworben werden 

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Schwierige sachbearbeitende Aufgaben und/oder schwierige Facharbeiten, deren Erledi-
gung überwiegend vorgegeben ist. 
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Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine abgeschlossene fachspezifische mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung und eine mehrjährige Berufserfahrung  

oder 

-  durch eine abgeschlossene fachfremde Berufsausbildung und eine mehrjährige fachspe-
zifische Berufserfahrung sowie zusätzliche spezielle Weiterbildung erworben werden  

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 

Entgeltgruppe 7 
 
Umfassende sachbearbeitende Aufgaben und/oder umfassende Facharbeiten innerhalb 
des Fachgebietes, deren Erledigung teilweise vorgegeben ist. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie 
 
- in der Regel durch eine abgeschlossene fachspezifische mindestens dreijährige Berufs-

ausbildung und eine mehrjährige Berufserfahrung sowie zusätzliche spezielle Weiterbil-
dung erworben werden 

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Fachgebietsübergreifende Aufgabengebiete, deren Erledigung im Rahmen von bestimmten 
Richtlinien erfolgt. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine abgeschlossene zweijährige Fachschulausbildung  

oder  

-  durch eine abgeschlossene fachspezifische mindestens dreijährige Berufsausbildung und 
eine langjährige Berufserfahrung sowie eine zusätzliche spezielle Weiterbildung erwor-
ben werden 

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
Entgeltgruppe 9 
 
Komplexe Aufgabengebiete im Rahmen von Richtlinien. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine abgeschlossene Hochschulausbildung  

oder 
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-  durch eine abgeschlossene zweijährige Fachschulausbildung und eine mehrjährige Be-
rufserfahrung sowie eine zusätzliche spezielle Weiterbildung erworben werden 

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
Entgeltgruppe 10 
 
Aufgabenbereiche im Rahmen von allgemeinen Richtlinien. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

- in der Regel durch eine abgeschlossene Hochschulausbildung erworben werden  

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
Entgeltgruppe 11 
 
Komplexe Aufgabenbereiche - teilweise nach allgemeinen Richtlinien. 

Erforderlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie  

-  in der Regel durch eine abgeschlossene Hochschulausbildung und eine langjährige fach-
spezifische Berufserfahrung sowie eine entsprechende Fortbildung erworben werden 

oder 

- auf einem anderen Wege erworben wurden. 
 
 

§ 5 
Entgeltstufen 

 
1. Die Entgeltgruppen werden in folgende Entgeltstufen aufgegliedert: 
 
 -  Grundstufe,  
 -  Hauptstufe,  
 -  Zusatzstufen.  
 
2. Bei der Ersteingruppierung im Rahmen von Neueinstellungen und bei der Übernahme 

von Ausgebildeten werden die Beschäftigten in die Grundstufe eingruppiert.  
 

Bei Vorliegen entsprechender Anforderungen werden die Beschäftigten nach Vollen-
dung der Ausübungszeiten gemäß Ziff. 3 und 4 dieser Vorschrift in eine der Zusatz-
stufen eingruppiert.  
 
Bei Umgruppierungen gelten die Ausübungszeiten für die Eingruppierung in die 
Hauptstufe als erfüllt. 

  



ERA 
 

(Januar 2019) 9 

3. Die für die Eingruppierung in die Hauptstufe notwendige Ausübungszeit wird erfüllt 
durch Zeitablauf in den Entgeltgruppen 

 
 - EG 2 bis EG  4 nach 1/2 Jahr  
 - EG 5 bis EG  8 nach 1 Jahr 
 - EG 9 bis EG 11 nach 2 Jahren. 
 
4. Die Ausübungszeit in den Entgeltgruppen wird durch 
 
 - jährlichen Tarifurlaub 
 - jährlichen Zusatzurlaub für Schwerbehinderte 
 - bewilligte Freistellung bis zu insgesamt 10 Arbeitstagen 
 - Vertretung  
 - Mutterschutz 
 - betrieblich veranlasste Qualifizierungszeiten 
 - Zeitausgleich aus Arbeitszeitkonten 
 - tarifliche Freistellungen 
 - Arbeitsunfähigkeit von insgesamt 30 Arbeitstagen 
 
 nicht unterbrochen. 
 

Die tatsächliche Mindestausübungszeit darf die Hälfte der jeweiligen Ausübungszeit 
gemäß Ziff. 3 dieser Vorschrift nicht unterschreiten. 

 
5. Die Voraussetzungen für die Zusatzstufen sind erfüllt, wenn die übertragene Arbeit 

zusätzlich Anforderungen an die Flexibilität und/oder Verantwortung und/oder Koope-
ration der Beschäftigten in einem Maße stellt, das oberhalb des allgemeinen Anforde-
rungsniveaus der Hauptstufe, aber unterhalb der nächsten Gruppe liegt. 

 
In diesem Sinne ist 

 
"Flexibilität" die Anforderung, verschiedene bzw. verschiedenartige, aber der Wertig-
keit der Entgeltgruppe entsprechende Arbeiten im Wechsel auszuführen. 

 
"Verantwortung" die Anforderung, Aufgaben mit Entscheidungsspielraum zu erledi-
gen.  

 
"Kooperation" die Anforderung, Arbeiten auszuführen, deren Erledigung wiederkeh-
rend die Abstimmung mit anderen notwendig macht. 

 
6. Zuordnung der Zusatzstufen und -kriterien 
 

Den Entgeltgruppen werden die Zusatzstufen unterschiedlich zugeordnet: 
 

- Entgeltgruppen 2 und 11 - keine Zusatzstufe 
 
- Entgeltgruppen 3 und 10 - eine Zusatzstufe 
 
- Entgeltgruppen 4 und 9  - zwei Zusatzstufen 
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- Entgeltgruppen 5 bis 8 - drei Zusatzstufen 

 
Entsprechend dieser Zuordnung werden die Zusatzstufen wie folgt belegt: 

 
  - Zusatzstufe 1 (Z1): erfüllt eines von drei Kriterien 

 
  - Zusatzstufe 2 (Z2): erfüllt zwei Kriterien 
 

- Zusatzstufe 3 (Z3): erfüllt drei Kriterien 
 
 

§ 6 
Grundsätze der Entgeltgestaltung 

 
1. Folgende in diesem Tarifvertrag geregelten Entgeltgrundsätze sind zulässig: 

 
1.1 Leistungsentgelt mit folgenden Entgeltmethoden 
  -  Akkord (§ 7) 
  -  Prämie (§ 8) 
  -  Zielentgelt (§ 9) 
  -  Provision (§ 10) 
 

1.2 Zeitentgelt mit Leistungsbeurteilung (§ 11). 
 
2. Leistungsentgelt kommt zur Anwendung, wenn zur Erledigung der Arbeit Mengen, 

Zeiten und / oder andere Leistungsmerkmale vorgegeben oder vereinbart werden.  
 

Zeitentgelt kommt zur Anwendung, wenn im Unterschied dazu zur Erledigung der Ar-
beit nur allgemeine betriebliche Planungsgrößen und Arbeitsvorschriften vorhanden 
sind. 

 
Wird die Arbeitsleistung von Beschäftigten im Zeitentgelt von der Arbeitsleistung von 
Beschäftigten im Leistungsentgelt unmittelbar beeinflusst oder besteht eine direkte 
Abhängigkeit von der Arbeitsleistung von Beschäftigten im Leistungsentgelt, so ist 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat für diese Beschäftigten eine gesonderte der 
Leistung angemessene Regelung zu treffen. 

 
Die Betriebsparteien legen die jeweiligen Entgeltgrundsätze und -methoden und de-
ren Ausgestaltung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen fest.  

 
Im Nichteinigungsfall entscheidet die Einigungsstelle nach § 87 Abs. 2 BetrVG. 

 
3. Das Leistungsentgelt besteht aus dem individuellen tariflichen Grundentgelt lt. Ent-

gelttabelle und einer Leistungskomponente. Das Grundentgelt wird für eine Bezugs-
leistung gezahlt und ist in jeder Entgeltmethode das garantierte Mindesteinkommen. 
Bezugsleistung ist die Leistung, die von für die jeweils auszuführende Arbeit geeigne-
ten, eingearbeiteten und geübten Beschäftigten bei normaler Anstrengung und men-
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schengerechter Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung auf 
Dauer ohne Gesundheitsschädigung erreicht und erwartet werden kann. 

 
Soweit Leistungsvorgaben und Leistungspensen in der jeweiligen Methode vorgese-
hen sind, werden diese entsprechend dem Anhang "Methoden der Datenermittlung" 
ermittelt bzw. vereinbart.  

 
Sie müssen von einzelnen Beschäftigten bzw. von Gruppen beeinflussbar, überprüf-
bar und reklamierbar sein. 

 
4. Das Zeitentgelt besteht aus dem individuellen tariflichen Grundentgelt lt. Entgelttabel-

le und einer Leistungszulage. 
 
5. Bestehende Betriebsvereinbarungen zu bisherigen Entgeltmethoden können im Ein-

vernehmen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat weiter gelten.  
 
 

§ 7 
Akkordentgelt 

 
1. Begriff 
 

Akkordarbeit liegt vor, wenn die zur Ausführung der Arbeit notwendige Zeit vorher auf 
der Grundlage der Bezugsleistung gemäß § 6 Ziff. 3 ermittelt und vorgegeben wird. 
Der Zeitverbrauch für das mengenmäßige Arbeitsergebnis muss von den Beschäftig-
ten beeinflussbar sein. Die Vergütung erfolgt proportional zur Mehr- oder Minderleis-
tung des Beschäftigten. Das Grundentgelt wird garantiert. Die Arbeit kann im Einzel- 
oder Gruppenakkord ausgeführt werden. 

 
2. Vereinbarte Akkordarbeit 
 

Ist nach § 6 Ziff. 2 Akkordarbeit für den Betrieb oder Betriebsabteilungen vereinbart 
worden, so dürfen angeordnete Akkordarbeiten sowie angeordnete Arbeiten zwecks 
Ermittlung von Akkordgrundlagen nicht verweigert werden. 

 
3. Festsetzung der Akkorde 
 

Akkorde sind so festzusetzen, dass die Beschäftigten bei Bezugsleistung gemäß § 6 
Ziff. 3 den Akkordrichtsatz ihrer Entgeltgruppe/-stufe verdienen können. 
 

4. Akkordrichtsatz, Geldfaktor 
 

Der Akkordrichtsatz ist die Abgeltung für 1 Stunde Vorgabezeit bzw. 1 Stunde Be-
zugsleistung gemäß § 6 Ziff. 3. 
 
Der Geldfaktor (Minutenfaktor) ist der 60. Teil des Akkordrichtsatzes und die Abgel-
tung für 1 Minute Vorgabezeit. 
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5. Ermittlung der Vorgabezeit 
 

Die Ermittlung der Vorgabezeit wird entsprechend dem Anhang "Methoden der Da-
tenermittlung" vorgenommen.  

 
Bisher geübte Verfahren gelten als betrieblich vereinbart. 

 
6. Akkordabrechnung 
 

Akkorde werden nach Beendigung und nach betriebsüblicher Kontrolle der Arbeit ab-
gerechnet und bei der nächsten Entgeltabrechnung ausgezahlt. Für angefangene Ar-
beiten, die über eine oder mehrere Entgeltperioden hinausgehen, wird ein Abschlag 
gezahlt. Die Höhe des Abschlages ist betrieblich zu regeln. 

 
 
Allgemeine Akkordbestimmungen 
 
7. Bekanntgabe des Akkordes 
 

Die Akkordbeschäftigten sind vor Beginn der Akkordarbeit über folgendes zu unter-
richten: 
 

- Art und Umfang der auszuführenden Arbeit, 
- Vorgabezeit, ggf. Rüstzeit, 
- Stückzahl. 

 
 Dieses kann erfolgen 
 

- durch Akkordschein oder auf ähnlichem Wege, 
- durch Akkordbegleitkarte, 
- durch das Auslegen der Unterlagen in der Betriebsabteilung. 

 
Der Akkord gilt als vorgegeben, wenn den Beschäftigten die Akkordgrundlagen in be-
triebsüblicher Weise bekannt gegeben sind.  

 
Wenn in Ausnahmefällen die Bekanntgabe der Akkordunterlagen vor Beginn der Ar-
beit unmöglich ist, sind diese spätestens innerhalb einer mit dem Betriebsrat zu ver-
einbarenden Frist den betreffenden Beschäftigten mitzuteilen. Bis dahin ist den be-
treffenden Beschäftigten als Abschlag ihr Stundenverdienst gemäß dem jeweils gel-
tenden Manteltarifvertrag, mindestens der Akkordrichtsatz, zu zahlen. 

 
8. Akkordscheine 
 

Abgabefristen und entsprechende Abgabeverfahren werden durch die Betriebspar-
teien im Rahmen der betrieblichen Akkordregelung vereinbart. 
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9. Behinderung im Arbeitsablauf 
 

Die im Akkord herzustellenden Arbeiten sind von der Betriebsleitung so vorzuberei-
ten, dass den Beschäftigten ein ungehindertes Arbeiten möglich ist. Bei Behinderung 
im Arbeitsablauf sind die Beschäftigten zur unverzüglichen Meldung an ihren unmit-
telbaren Vorgesetzten verpflichtet. Nach erfolgter Meldung werden Zeitversäumnis-
se, die Beschäftigte nicht zu vertreten haben, als Wartezeit mit dem durchschnittli-
chen Stundenverdienst gemäß dem jeweils geltenden Manteltarifvertrag bezahlt. Ein 
Anspruch auf Bezahlung besteht jedoch nur, wenn die Wartezeit unverzüglich bei der 
zuständigen Stelle geltend gemacht und auf Abhilfe gedrängt wird. 

 
10. Änderung von Akkorden 
 

Jede Akkordfestsetzung hat nur solange Geltung, wie die der Akkordfestsetzung zu-
grunde gelegten Voraussetzungen sich nicht ändern. Demgemäß ist eine Neufest-
setzung von Akkorden zulässig, wenn sie durch Änderung des Arbeitsganges, der 
Maschinen bzw. Vorrichtungen, der Art des Materials, durch technische Verbesse-
rungen oder durch sonstige Änderung (wie Gruppenbesetzung oder wesentliche Än-
derung der Stückzahl) der für die Akkordfestlegung maßgebenden Voraussetzungen 
begründet ist. 

 
Im Übrigen können bestehende Akkorde geändert werden, wenn bei der Festsetzung 
ein Irrtum unterlaufen ist. 

 
11. Akkorde, die nicht durch Zeitaufnahmen ermittelt wurden, sind als vorläufige Akkorde 

zu kennzeichnen. 
 

Die zulässige Dauer ihrer Anwendung sowie Anlass und Verfahren ihrer Änderung 
sind betrieblich zu vereinbaren. 

  
12. Gruppenakkorde 
 

Arbeit in Gruppenakkord ist solche Arbeit, bei der zweckmäßigerweise mehrere Be-
schäftigte mit einer Arbeitsaufgabe beschäftigt sind. 

 
13. Verteilung des gemeinsamen Akkordüberverdienstes 
 

Beim Gruppenakkord wird der gemeinsame Akkordverdienst ermittelt und entspre-
chend den geleisteten Stunden und der jeweiligen Akkordrichtsätze der einzelnen am 
Gruppenakkord beteiligten Beschäftigten verteilt.  
 
Regelungen, die eine Einbeziehung von Altersgesicherten, Leistungsgeminderten, 
Neueingestellten oder mit Ausbildung befassten Beschäftigten zum Gegenstand ha-
ben, sind mit dem Betriebsrat zu vereinbaren. Bisherige schriftliche Betriebsvereinba-
rungen können bestehen bleiben. 
 
Die Mitglieder der Akkordgruppen können im Rahmen der jeweiligen Akkordarbeit mit 
gleichbleibenden oder mit wechselnden Arbeitsaufgaben betraut werden. 
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Wechsel zwischen Akkord und anderen Entgeltmethoden 
 
14. Ständige Akkordbeschäftigte 
 

Ständige Akkordbeschäftigte sind solche, die entweder als Akkordbeschäftigte einge-
stellt worden sind oder in den letzten drei abgerechneten Monaten den deutlich über-
wiegenden Anteil ihrer Arbeit im Akkord durchgeführt haben. 

 
15. Unterbrechung der Akkordarbeit 
 

Ständige Akkordbeschäftigte, die vorübergehend in einer anderen Entgeltmethode 
beschäftigt werden, erhalten für diese Zeit den durchschnittlichen Stundenverdienst 
gemäß dem jeweils geltenden Manteltarifvertrag. 

 
Dauert die Tätigkeit in einer anderen Entgeltmethode länger als 6 Arbeitstage, erhal-
ten sie vom 7. Arbeitstag an für diese Arbeiten 90% des Akkorddurchschnittsverdiens-
tes. 

 
16. Überführung in andere Entgeltgrundsätze oder -methoden 
 

Ständigen Akkordbeschäftigten, die endgültig in eine andere Entgeltmethode über-
führt werden, ist - falls keine Einigung zwischen Arbeitgeber und dem/der Beschäftig-
ten erzielt wird - eine Änderungskündigung auszusprechen. Während der tariflichen 
Kündigungsfrist ist der durchschnittliche Stundenverdienst gemäß dem jeweils gel-
tenden Manteltarifvertrag zu zahlen. 

 
17. Ständiger Wechsel zwischen Akkord und anderen Entgeltmethoden 
 

Beschäftigte, die infolge der Eigenart ihrer Beschäftigung oder der Betriebsverhältnis-
se nicht den deutlich überwiegenden Anteil ihrer Arbeit in den letzten drei abgerech-
neten Monaten im Akkord gearbeitet haben, sondern im ständigen Wechsel Akkord-
arbeit und Arbeiten in anderen Entgeltmethoden ausführen, werden je nach der Art 
der anfallenden Arbeit entlohnt und gelten nicht als ständige Akkordbeschäftigte. 

 
 
Strittige Akkorde 

18. Beilegung von Streitfällen 
 

Sind Beschäftigte der Auffassung, dass ein Akkord so festgesetzt ist, dass bei norma-
ler Leistung ein Verdienst in der Höhe des Akkordrichtsatzes nicht erzielt wird oder 
der erzielte Verdienst nicht dem erbrachten Leistungsgrad entspricht, so ist der Ak-
kord strittig. 

 
Beanstandungen von Akkorden sind so rechtzeitig zu melden, dass eine Nachprüfung 
noch vor Beendigung der Arbeit vorgenommen werden kann. 
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Zur Regelung von Akkordstreitigkeiten wird von dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat 
eine betriebliche paritätische Akkordkommission gebildet. Die Vertreter des Arbeitge-
bers werden durch diesen, die Vertreter der Beschäftigten durch den Betriebsrat be-
stimmt. Der Akkordkommission muss mindestens ein Mitglied des Betriebsrates an-
gehören, das möglichst sachkundig sein soll. 

 
Diese Kommission hat strittige Akkorde nachzuprüfen und eine Einigung zu versu-
chen. 

 
Kommt es innerhalb der Akkordkommission zu keiner Einigung, so gilt der vorgege-
bene Akkord zunächst weiter. Bis zum Abschluss des Verfahrens erhält der Beschäf-
tigte mindestens den Akkorddurchschnittsverdienst weiter. 

 
Die Leistung von Akkordarbeit darf wegen Meinungsverschiedenheiten über die Rich-
tigkeit des Akkords nicht verweigert werden. 

 
Das weitere Verfahren richtet sich nach § 3 des Tarifvertrages über Schiedsgericht, 
Einigungsstelle und Schnellschlichtung.    

 
19. In-Kraft-Treten der Änderungen 
 

Führt die Überprüfung des Akkordes zu einer Erhöhung, zu einer Anerkennung des 
strittigen Akkordes oder zu einer Herabsetzung, so gilt der endgültig festgesetzte Ak-
kord vom Zeitpunkt der unverzüglich herbeizuführenden Neufestsetzung an. 
 
 

§ 8 
Prämienentgelt 

 
1. Durch Betriebsvereinbarung, die der Zustimmung der Tarifvertragsparteien bedarf, 

kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen Prämienentgelt eingeführt 
werden. 

 
 Einigen sich die Tarifvertragsparteien nicht, so entscheidet die Einigungsstelle gemäß 

§ 3 des Tarifvertrages über Tarifschiedsgericht, Einigungsstelle und Schnellschlich-
tung. 
 

2. Arbeit im Prämienentgelt setzt voraus, dass für Bezugsmerkmale die Bezugsgrößen 
ohne unverhältnismäßigen Aufwand ermittelt und vorgegeben werden können. 
 

3. Für das Prämienentgelt kommen u.a. folgende sachbezogene Bezugsmerkmale und 
Bezugsgrößen in Betracht: 

 
Mengen-/ Zeitprämie: Mengen-, Maß- und Gewichtseinheiten je Zeiteinheit. 

 
Nutzungsprämie: Nutzungsgrad für Maschinen oder Anlagen je Zeiteinheit, vorgege-
bene Stillstandzeiten für Maschinen oder Anlagen je Zeiteinheit oder Materialnutzung. 
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Ersparnisprämie: Ersparnis von Material, Energie usw. 

 
Qualitätsprämie: Ausschussquote, Anzahl von Kundenreklamationen, Grad der Kun-
denzufriedenheit, Garantie- und Kulanzkosten. 
 
Kombinationen von Bezugsmerkmalen sind möglich, sie sollen sich nicht widerspre-
chen.  
 

4. Datenermittlung 
 
Die Ermittlung der sachbezogenen Vorgaben bzw. das Festlegen von Leistungskenn-
zahlen erfolgen u.a. durch Messen, Zählen, Wiegen, Schätzen oder Vereinbaren. Ein-
zelheiten ergeben sich aus dem Anhang "Methoden der Datenermittlung". 
 

5. Prämienausgangs- und Prämienendentgelt 
 

In der Betriebsvereinbarung müssen ebenfalls festgelegt werden 
 
 - Prämienausgangsleistung, Prämienausgangsentgelt 
 - Prämienendleistung, Prämienendentgelt 
 - Verlauf der Prämienentgeltlinie 
 
Das Prämienentgelt setzt sich zusammen aus dem Prämienausgangsentgelt und der 
Prämie. Die Prämienausgangsleistung wird mit dem Prämienausgangsentgelt abge-
golten. 
 
Die Prämie wird für ein über der Prämienausgangsleistung liegendes Leistungser-
gebnis bezahlt. Die Prämie kann einzeln oder für Gruppen ermittelt werden. 
 

6. Vor Einführung eines Prämienentgelts sind die Beschäftigten durch den Arbeitgeber 
oder dessen Beauftragten in geeigneter Form zu unterrichten. 

 

7. Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 
 

Streitigkeiten über Ausgestaltung der Prämienregelung werden durch die Einigungs-
stelle gemäß § 87 Abs. 2 BetrVG entschieden. 
 
 

  Protokollnotiz für das Tarifgebiet Unterweser zu § 8 Ziff. 5, 2. Abs.: 
Das Prämienausgangsentgelt setzt sich zusammen aus dem individuellen tariflichen 
Grundentgelt lt. Entgelttabelle und einem Prämienzuschlag von 10 % dieses Grundent-
gelts. Das individuelle tarifliche Grundentgelt lt. Entgelttabelle bleibt für jede Prämienar-
beit garantiert. 
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§ 9 
Zielentgelt 

 
1. Grundsätze 

 
Die Zielvereinbarung ist eine Methode der tariflichen Entgeltbestimmung, bei der ein 
individuelles tarifliches Grundentgelt lt. Entgelttabelle und ein Zielentgelt bezahlt wird. 
 

1.1 Eine Zielvereinbarung liegt vor, wenn zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten / 
Gruppen von Beschäftigten eine konkrete Ergebniserwartung (Ziel) auf der Grundlage 
definierter Rahmenbedingungen festgelegt und für die Erreichung dieses Ziels ein 
Zielentgelt gezahlt wird. 

 
1.2 Ziele stehen mit der Arbeitsaufgabe, der Verantwortung und der Einflussmöglichkeit 

der Beschäftigten im Zusammenhang. 
 
1.3 Ziele sind eindeutig und konkret zu formulieren; die Ziele bzw. die Zielerreichung 

muss messbar und/oder beurteilbar sein. 
 
1.4 Eine Kombination der Ziele ist möglich, sofern sie nicht widersprüchlich ist. 

 
1.5 Die Laufzeit einer Zielvereinbarung soll zieladäquat sein. Bei Laufzeiten über 12 Mo-

nate hinaus sollen Zwischenziele vereinbart werden. 
 

1.6 Das Zielentgelt bemisst sich nach dem Grad der Zielerreichung. 
 
 

2. Betriebliche Einführung 
 

2.1 Die Betriebsparteien vereinbaren, ob und mit welchem Inhalt gemäß Ziff. 3 dieser 
Vorschrift die Methode Zielvereinbarung eingeführt wird. 

 
Bei Uneinigkeit über das „Ob“ gilt 
 
bis zum 31.12.2007 
 - die unmittelbar Betroffenen sind zu hören 
 - die Tarifvertragsparteien sind hinzuzuziehen 
 - ein Unparteiischer ist um einen Vorschlag zu bitten. Der Unparteiische wird  
  einvernehmlich oder durch Losentscheid bestimmt.  
 
ab dem 01.01.2008 
 - die Entscheidung der betrieblichen Einigungsstelle. 
 

2.2 Bei Uneinigkeit über den Inhalt der Rahmenbetriebsvereinbarung gemäß Ziff. 3 dieser 
Vorschrift entscheidet die betriebliche Einigungsstelle. 
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3. Inhalt der Rahmenbetriebsvereinbarung 
 

Die Rahmenbetriebsvereinbarung regelt mindestens folgende Punkte: 
 

3.1 den betrieblichen Geltungsbereich für Zielvereinbarungen 
 
3.2 Auswahl der Ziele / Zielarten 

 
Die Auswahl von Zielen / Zielarten erfolgt aus folgendem Katalog: 

 
- prozessbezogen: 

z. B. Stückzeit, Maschinennutzungsgrad, Durchlaufzeiten, Auftragsbearbeitungs-
zeiten, Projektlaufzeit, Menge, Ausbringung 
 

- kundenbezogen: 
z. B. Kundenreklamation, Kundenzufriedenheit, Kundenkontakte, Reduzierung 
Nacharbeit 
 

- produktbezogen: 
z. B. Problemlösung, Ideenentwicklung, Produktinnovation, Fertigungsgerechtig-
keit, Ergonomie 
 

- mitarbeiterbezogen: 
z. B. Zusammenarbeit, Kommunikation, Führungsverhalten, Personalentwick-
lung, Fluktuationsrate, Arbeitsweise, Initiative, Einsatz, Umgang mit Ressourcen, 
Arbeitssorgfalt, Sauberkeit in der Arbeitsumgebung, Beteiligung an Qualifizie-
rungsmaßnahmen 
 

- finanzbezogen: 
z. B. Vertriebsspanne, Gemeinkosten, Bestände, Forderungsrückstände, Res-
sourcenverbrauch 

 
Die Leistungsmerkmale „eigene Krankheit“ und/oder „Unternehmenserfolg“ sind nicht 
zulässig.  
 
Einzelne Ziele / Zielarten können nicht gegen den Willen des Arbeitgebers festgelegt 
werden. Lehnt der Arbeitgeber ein bestimmtes Ziel ab, ist er verpflichtet, stattdessen 
andere gleichwertige Ziele / Zielarten vorzuschlagen. 
 

3.3 Laufzeitkorridor 
 

3.4 Verfahren zur Vereinbarung von Zielen mit einzelnen Beschäftigten oder Gruppen 
 

3.5 die Genauigkeit der Zieldefinition i. S. der Ziff. 1.3 dieser Vorschrift und die Art und 
den Umfang der Dokumentation der maßgeblichen Rahmenbedingungen 

 
3.6 Verfahren zur Behandlung von Reklamationen der Beschäftigten, soweit in Ziff. 5 

und 7 dieser Vorschrift nicht bereits geregelt 



ERA 
 

(Januar 2019) 19 

3.7 Zielentgeltkorridor (z. B. Zielerreichungsstufen, Zielerreichungsgrade, Zielentgeltska-
la, Verteilungsschlüssel bei Gruppenarbeit) 

 
3.8 Auszahlungsmodus 

 
3.9 Methoden zur Ermittlung des Zielerreichungsgrades. 

 
4. Die Zielvereinbarung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten 

 
4.1 Die Zielvereinbarung wird schriftlich zwischen dem Arbeitgeber bzw. dessen Beauf-

tragten und einem oder mehreren Beschäftigten abgeschlossen. 
 
4.2 Die Zielvereinbarung enthält: 

 - den persönlichen Geltungsbereich  
 - die Definition des Ziels/der Ziele 
 - die Laufzeit (Zielperiode) 
 - die Zielerreichungsstufen/Zielerreichungsgrade 
 - das Zielentgelt für die Zielerreichung bzw. die teilweise Zielerreichung 
 - den Verteilungsschlüssel für das Zielentgelt an Gruppen 
 - die maßgeblichen Rahmenbedingungen, die für die Zielerreichung von 
            wesentlicher Bedeutung sind. 
 

4.3 Einigen sich die Vertragsparteien nicht, verbleibt es bei der für sie aktuellen Entgelt-
methode; ist diese die Zielvereinbarung, erhalten die jeweiligen Beschäftigten bis zum 
Abschluss einer neuen Zielvereinbarung das durchschnittliche Monatsentgelt aus der 
vorangegangenen Zielperiode, längstens jedoch für 3 Monate. 

 
Kommt eine Zielvereinbarung innerhalb dieses Zeitraums nicht zustande, gilt bis auf 
weiteres der Entgeltgrundsatz Zeitentgelt. 

 
4.4 Beauftragte Mitglieder des Betriebsrates erhalten auf Verlangen zur Überprüfung des 

Verfahrens und des Ergebnisses analog § 80 BetrVG Einblick in die erforderlichen 
Unterlagen. 
 
Bei Abweichungen von der Rahmenbetriebsvereinbarung beraten Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung. An ihre Stelle kann aufgrund 
einer freiwilligen Betriebsvereinbarung  eine paritätische Kommission treten. 
 
Gelingt zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat  bzw. in der paritätischen Kommission 
keine Einigung, so entscheidet die betriebliche Einigungsstelle gemäß § 87 Abs. 2 
BetrVG. 
 
 

5. Veränderungen/Störungen 
 

5.1 Verändern sich während der Laufzeit einer Zielvereinbarung die dokumentierten 
maßgeblichen oder andere wesentliche Rahmenbedingungen, die die Zielerreichung 
erheblich erschweren oder erleichtern, besteht die Pflicht zur wechselseitigen unver-
züglichen Information. 
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5.2 Hilft der Arbeitgeber einer bekannten, nachteiligen Veränderung nicht ab, geht das 
nicht zu Lasten der Beschäftigten.  

 
5.3 Verschweigen Beschäftigte erleichternde äußere Veränderungen, stehen ihnen die 

Vorteile daraus nicht zu. 
 
5.4 Ist Abhilfe in Bezug auf die Veränderungen nicht zweckmäßig oder nicht möglich, be-

raten die Parteien gemeinsam, ob und wie die Zielvereinbarung anzupassen ist.     
 
 

6. Zielerreichung, Bemessung, Bewertung 
 

6.1 Am Ende der Laufzeit einer Zielvereinbarung wird der Grad der Zielerreichung vom 
Arbeitgeber durch Bemessung oder Bewertung ermittelt und mit den Betroffenen erör-
tert. Das Ergebnis ist den Beschäftigten schriftlich mitzuteilen. 

 
6.2 Bei Einigkeit gilt zugleich das entsprechende Zielentgelt als festgestellt. 

 
 

7. Streit über das Ergebnis 
 
Sind sich die Parteien über das Ergebnis zu Ziff. 6.1 auch unter Berücksichtigung von 
Ziff. 5 dieser Vorschrift nicht einig, 
 
- ist das Zielentgelt zunächst nach Maßgabe des Arbeitgebervorschlages zu zah-

len; 
- erfolgt ein betrieblicher Einigungsversuch zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat; 

an ihre Stelle kann aufgrund einer freiwilligen Betriebsvereinbarung  eine paritä-
tische Kommission treten; 

- gelingt keine Einigung, so steht dem Beschäftigten der Rechtsweg offen. 
 
 

§ 10 
Provision 

 
1. Für Beschäftigte, die durch ihre Arbeitsleistung Einfluss auf Umsatz- und Gewinngrö-

ßen nehmen, kann durch Betriebsvereinbarung eine Provisionsregelung vereinbart 
werden. 

 
2. Abweichend von § 6 Ziff. 3 kann anstelle des individuellen tariflichen Grundentgeltes 

lt. Entgelttabelle ein monatliches Fixum gezahlt werden, das unterhalb des o. g. 
Grundentgeltes liegen kann. 

 
3. Die Provision wird für ein betrieblich vereinbartes Ergebnis gezahlt. 
 
4. Das Fixum ist monatlich durch einen Abschlag auf die Provision auf 100 % des o. g. 

Grundentgeltes aufzustocken. 
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5. Im Jahresdurchschnitt ist das tarifliche Grundentgelt gemäß Entgeltgruppe und Tabel-
le garantiert. 

 
6. Die Abrechnung der Provision erfolgt gemäß betrieblicher Regelung. 
 
 

§ 11 
Zeitentgelt 

 
1. Allgemeine Bestimmungen  

 
1.1 Im Zeitentgelt wird das individuelle tarifliche Grundentgelt lt. Entgelttabelle für eine 

sach- und ordnungsgemäße Ausführung der übertragenen Arbeit bezahlt, es werden 
keine exakten Bestimmungsgrößen für die Leistung vorgegeben. 

 
Allgemeine betriebliche Arbeitsvorschriften und allgemeine Planungsgrößen sind kei-
ne Festlegung im Sinne dieser Vorschrift. 
 

1.2 Die Anforderungen an die Beschäftigten im Zeitentgelt sind so zu gestalten, dass sie 
von für die auszuführenden Arbeiten geeigneten, genügend eingearbeiteten und ein-
geübten Beschäftigten auf Dauer ohne Gefährdung für ihre Gesundheit bewältigt 
werden können. 

 
Der Beschäftigte oder der Betriebsrat können die von dem Beschäftigten erwarteten 
Anforderungen schriftlich beanstanden, wenn diese erheblich und nicht nur vorüber-
gehend über den nach Abs. 1 zu erwartenden Anforderungen liegen. 
 
Auf die Beanstandung hat der Arbeitgeber die Beschwerde zu überprüfen und ggf. 
Veränderung zu veranlassen. 
 
Ist der Antragsteller mit dem Ergebnis der Prüfung nicht einverstanden oder hat der 
Arbeitgeber nicht innerhalb von acht Wochen die Beschwerde beschieden, so kann 
der Antragssteller eine paritätische Kommission anrufen, die die Beschwerde über-
prüft und ggf. Änderungen veranlassen kann. 
 
Kommt die paritätische Kommission zu keiner Entscheidung, so haben sich Arbeitge-
ber und Betriebsrat mit der Beanstandung mit dem Ziel einer einvernehmlichen Rege-
lung zu befassen. Die Betriebsparteien können für den Fall der Nichteinigung ein frei-
williges betriebliches Einigungsverfahren vereinbaren. 
 
Den Beteiligten steht in jedem Fall der Rechtsweg offen. 
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2. Leistungszulage 
 

2.1 Beschäftigte im Zeitentgelt erhalten zusätzlich zu ihrem Tarifgrundentgelt gemäß Ent-
gelttafel eine Leistungszulage. Bei Einführung des Entgelt-Rahmen-Tarifvertrages 
wird die bisherige Leistungszulage gemäß § 11 Einführungstarifvertrag umgerechnet. 

 
Beschäftigte während der ersten drei Monate ihres Arbeitsverhältnisses (tatsächliche 
Beschäftigung) und Beschäftigte, die tatsächlich Leistungen aufgrund der tariflichen 
"Verdienstsicherung für ältere Arbeitnehmer" erhalten, und deren Tarifentgeltsumme 
werden nicht in diese Regelung einbezogen.  
 
Ebenfalls ausgenommen ist das Reinigungs-, Küchenhilfs- und Kantinenhilfspersonal. 
 
Die Leistungszulage wird gemäß den nachfolgenden Bestimmungen ermittelt. 
 

2.2 Die Leistungszulagen betragen für Beschäftigte nach Ziff. 2.1 dieser Vorschrift im 
Durchschnitt der jeweiligen Entgeltgruppe 6 %, 

 
in Betrieben bis 200 Beschäftigten jeweils 6 % im Durchschnitt der tariflichen Grund-
entgeltsumme der Entgeltgruppen  

2 bis 4, 
5 bis 8, 
9 bis 11. 

 
Arbeitgeber und Betriebsrat können durch freiwillige Betriebsvereinbarung eine ande-
re Verteilung in sämtlichen Betrieben vereinbaren, wobei der Betriebsdurchschnitt 
von 6 % einzuhalten ist.  

 
2.3 Die Höhe der Leistungszulagen aller im Zeitentgelt Beschäftigten ist bei In-Kraft-

Treten der jeweiligen gültigen Entgelttafeln so festzulegen, dass der o. g.  Durch-
schnittsprozentsatz eingehalten wird. 

 
Auf Verlangen des Betriebsrates kann halbjährlich eine Überprüfung des betrieblichen 
Durchschnitts der tariflichen Leistungszulage stattfinden. 
 
Wird eine Differenz festgestellt, so erfolgt ab dem nächsten Abrechnungszeitraum ei-
ne gleichmäßige Ausschüttung des festgestellten Differenzbetrages nach Maßgabe 
der vertraglichen individuellen Arbeitszeit an die Beschäftigten. Eine andere Form des 
Ausgleichs ist durch Betriebsvereinbarung möglich. 

 
Die Leistungszulage kann gleichmäßig oder ungleichmäßig auf die Beschäftigten im 
Zeitentgelt verteilt werden. 
 
Bei gleichmäßiger Verteilung wird während der Dauer ihrer Geltung, bei ungleichmä-
ßiger Verteilung erst nach Festsetzung der individuellen Leistungszulage im Rahmen 
des Leistungsbeurteilungsverfahrens für die Dauer ihrer Geltung ein Individualan-
spruch auf eine Leistungszulage begründet.  
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Bis zu einer Entscheidung bzw. Vereinbarung über das Verteilungsprinzip besteht 
nach Ablauf von 24 Monaten nach ERA-Einführung, ein individueller Anspruch auf ei-
ne Leistungszulage in Höhe von 6 %. 
 

 
3. Methodische Leistungsbeurteilung  

 
3.1 Bei ungleichmäßiger Verteilung wird zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat durch Be-

triebsvereinbarung gemäß § 87 Abs. 1 Ziff. 10 BetrVG als Methode zur Ermittlung der 
Leistungszulage die methodische Leistungsbeurteilung vereinbart. 

 
3.2 Dabei gelten folgende Grundsätze und Eckpunkte: 

 
Die Leistungsbeurteilungen sind jeweils mit In-Kraft-Treten der jeweiligen gültigen 
Entgelttafel oder einmal jährlich zu einem bestimmten Zeitpunkt vorzunehmen. Die 
Leistungsbeurteilung erfolgt durch den Arbeitgeber unter Einschaltung der betriebli-
chen Vorgesetzten. Die Leistungsbeurteilung erfolgt anhand von Leistungskriterien, 
die sich in Stufen untergliedern und zueinander durch Punktezuordnungen zu gewich-
ten sind. 
 
Kriterien können beispielsweise sein: 
- Arbeitsergebnis (Umfang) 
- Arbeitsqualität 
- Arbeitseinsatz 
- Arbeitssorgfalt 
 

3.3 Die Kriterien, die Stufung und Gewichtung sowie die entsprechende Punktezuordnung 
für die Ermittlung des persönlichen Leistungsentgeltes werden betrieblich vereinbart. 

 
3.4 Zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat kann eine andere Methode zur Ermittlung der 

Leistungszulage durch nicht erzwingbare Betriebsvereinbarung vereinbart werden. 
Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass sich ein vom Tarifvertrag abwei-
chendes Verfahren an der tariflichen Regelung zu orientieren hat. Arbeitgeber und 
Betriebsrat haben von Anfang an die für sie zuständige Tarifvertragspartei zu konsul-
tieren. Die Betriebsvereinbarung bedarf für ihre Wirksamkeit der schriftlichen Zustim-
mung durch die Tarifvertragsparteien. 

 
 

4. Verfahrensregelungen 
 

4.1 Die Höhe der Leistungszulage und jede Änderung wird den Beschäftigten schriftlich 
mitgeteilt; ein Ausweis in Prozent in der Entgeltabrechnung ist ausreichend. 
 

4.2 Der Prozentsatz der Leistungszulage verändert sich nur bei individueller Neubeurtei-
lung und/oder bei Veränderung der durchschnittlichen tariflichen Leistungszulage ge-
mäß Ziff. 2 dieser Vorschrift.  
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4.3 Die erstmalige Leistungsbeurteilung ist innerhalb von drei Monaten Beschäftigungs-
dauer (tatsächliche Tätigkeit) vorzunehmen. Betrieblich kann ein anderer Zeitpunkt 
vereinbart werden. Die Abrechnung der Leistungsbeurteilung erfolgt spätestens nach-
träglich ab dem 4. Beschäftigungsmonat. 

 
4.4 Bei wesentlicher Änderung der Arbeitsaufgabe auf Dauer ist eine Neubeurteilung in-

nerhalb von drei Monaten vorzunehmen. 
 
4.5 Auf begründeten Antrag kann in Einzelfällen eine Neubeurteilung der Leistung erfol-

gen. Ein derartiger Antrag ist jedoch frühestens nach Ablauf von zwei Monaten nach 
der letzten Leistungsbeurteilung zulässig. 

 
4.6 Änderungen von Leistungszulagen treten mit Beginn einer Entgeltabrechnungsperio-

de in Kraft. 
 
4.7 Führt die Überprüfung zu einer Erhöhung der Leistungszulage, so ist diese zu zahlen:  

a) im Falle der Ziff. 4.4 dieser Vorschrift mit Beginn des Entgeltabrechnungszeit-
raumes, der auf die Beurteilung folgt, 

b) im Falle der Ziff. 4.5 dieser Vorschrift mit Beginn des Entgeltabrechnungszeit-
raumes, der auf die Antragstellung folgt. 

 
4.8 Führt die Überprüfung zu einer Herabsetzung der Leistungszulage, so ist innerhalb 

eines Monats (Karenzzeit) nach Bekanntgabe des Überprüfungsergebnisses an den 
Beschäftigten eine erneute Leistungsbeurteilung durchzuführen und die Leistungszu-
lage entsprechend festzusetzen. Die veränderte Leistungszulage tritt mit Beginn der 
nächsten Entgeltabrechnungsperiode nach Ablauf der Karenzzeit in Kraft. 
 
 

5. Berechnung der persönlichen Wertpunkte und der Leistungszulage 
 

5.1 Zur Berechnung der persönlichen Wertpunkte eines Beschäftigten ist die Summe sei-
ner Beurteilungspunkte mit seinem individuellen Tarifgrundentgelt lt. Entgelttabelle zu 
multiplizieren und durch 1000 zu dividieren. Es ist auf ganze Zahlen nach mathemati-
schen Rundungsregeln auf- bzw. abzurunden. 

 
5.2 Die ermittelten persönlichen Wertpunkte sind für alle beurteilten Beschäftigten zu ad-

dieren. Die Summe der tarifvertraglich auszuschüttenden durchschnittlichen Leis-
tungszulagen gemäß Ziff. 2.2 dieser Vorschrift wird durch die Summe der persönli-
chen Wertpunkte dividiert und ergibt den Geldanteil je Wertpunkt. 

 
5.3 Die individuelle Leistungszulage eines Beschäftigten ergibt sich aus dem Geldanteil je 

Wertpunkt multipliziert mit den persönlichen Wertpunkten des Beschäftigten. Die indi-
viduelle Leistungszulage ist auf volle Euro nach mathematischen Rundungsregeln 
auf- bzw. abzurunden. 
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6. Beanstandungsverfahren 
 

6.1 Nach Durchführung der Leistungsbeurteilung gemäß Ziff. 3 dieser Vorschrift haben 
beauftragte Mitglieder des Betriebsrates Verfahren und Gesamtergebnis der Beurtei-
lung zu überprüfen. Hierzu sind den beauftragten Mitgliedern des Betriebsrates die er-
forderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Überprüfung hat sodann inner-
halb von zwei Wochen zu erfolgen. 

 
Beanstanden die beauftragten Mitglieder des Betriebsrates Verfahren und/oder Ge-
samtergebnis der Beurteilung und ist keine Verständigung mit dem Arbeitgeber hier-
über zu erzielen, so wird nach § 3 des Tarifvertrages über Tarifschiedsgericht, Eini-
gungsstelle und Schnellschlichtung verfahren. 
 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann eine paritätische Kommission vorgeschal-
tet werden. Diese hat zu prüfen, ob die Festlegung der Höhe der Leistungszulage 
nach den tariflichen Bestimmungen bzw. ob die Beurteilung der Leistung nach dem 
festgelegten Verfahren erfolgt ist. 
Die paritätische Kommission besteht in der Regel aus je zwei, in Ausnahmefällen aus 
je drei Mitgliedern des Betriebes, die nach fachlichen Gesichtspunkten ausgewechselt 
werden können. Die Kommissionsmitglieder für die Beschäftigtenseite werden durch 
den Betriebsrat bestellt. 
Kommt in der paritätischen Kommission eine Einigung nicht zustande, soll zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat eine Einigung herbeigeführt werden. Ist keine Einigung zu 
erzielen, so wird nach § 3 des Tarifvertrages über Tarifschiedsgericht, Einigungsstelle 
und Schnellschlichtung verfahren. 
 

6.2 Die Beurteilung ist dem Beschäftigten durch den beurteilenden Vorgesetzten zu eröff-
nen und zu begründen. 

 
Der Beschäftigte kann das Ergebnis seiner Beurteilung innerhalb einer Woche nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses an ihn schriftlich beim Arbeitgeber bzw. beim Betriebs-
rat beanstanden. Kommt über die Beanstandung eine Verständigung nicht zustande, 
so ist gemäß Ziff. 6.1 dieser Vorschrift entsprechend anzuwenden. 
 

6.3 Die Leistung des Beschäftigten darf wegen Meinungsverschiedenheiten nicht verwei-
gert werden. 

 
 

§ 12 
Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

 
1. Die Entgelte sind kalendermonatlich abzurechnen. 
 

Die Beschäftigten müssen spätestens am vorletzten Arbeitstag des Kalendermonats 
über ihr Entgelt verfügen können. Zeit, Art und Ort der Entgeltzahlung und der Zeit-
punkt der Aushändigung der Entgeltabrechnung sind zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat zu vereinbaren. 
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2. Die leistungsbezogenen Bestandteile des Entgelts (z. B. Akkordmehrverdienst oder 
Prämie) sind als Prozentsatz aus dem Vormonat zum jeweils aktuellen Monatsgrun-
dentgelt zu berechnen. 

 
Grundlage für die Berechnung der leistungsabhängigen Bestandteile sind die Stun-
den, die im Leistungsentgelt und die mit dem Leistungsentgeltdurchschnitt vergütet 
werden. 
 
Zur Ermittlung des Tarifentgelts (Tarifgrundentgelt und Leistungskomponente) wird für 
die Entgeltmethoden Akkord- und Prämienentgelt ein Korrekturfaktor von 0,9141 an-
gewendet. Dieser gilt nur für die Dauer der Geltung der Höhe der tariflichen Leis-
tungszulage gemäß § 11 Ziff. 2.2. Somit errechnet sich das Tarifentgelt gemäß § 8 
MTV aus dem Akkord- bzw. Prämienverdienst multipliziert mit 0,9141. 

 
3. Die zeitabhängigen Bestandteile des Entgelts, wie z. B. die Vergütungen für Mehr-, 

Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, werden bis Ende des Monats ausgezahlt, der 
auf den Monat folgt, in dem diese Arbeit geleistet wurde. 

 
4. Für die Berechnung von nicht ständigen Zulagen und Zuschlägen sowie von nicht mit 

dem Monatsentgelt abgegoltenen Arbeitsstunden wird eine Durchschnittsvergütung 
zugrunde gelegt. Diese errechnet sich aus dem Durchschnittsentgelt der letzten abge-
rechneten Entgeltperiode (ohne Mehr-, Nacht-, Sonntags- und Feiertagszuschläge 
sowie ohne die nicht ständigen Zulagen und Zuschläge). Für die Umrechnung von 
Monatsentgeltbestandteilen auf die Stunde ist als Divisor das 4,35fache der individu-
ellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zugrunde zu legen. 

 
Dies gilt entsprechend für die Berechnung unbezahlter Fehlzeiten, z. B. bei der Been-
digung der Entgeltfortzahlung im Laufe eines Monats oder unentschuldigtem Fehlen 
bzw. bei Ein- und Austritt während des Monats. In diesen Fällen erhalten die Beschäf-
tigten bei einer Bezahlung von bis zu 11 Arbeitstagen innerhalb des Kalendermonats 
für jede zu bezahlende Arbeitsstunde das entsprechend Abs. 1 zu errechnende Ent-
gelt; bei einer Bezahlung von mehr als 11 Arbeitstagen innerhalb des Kalendermo-
nats wird für jede ausgefallene Arbeitsstunde das entsprechend Abs. 1 ermittelte Ent-
gelt vom Monatsentgelt abgezogen. 

 
Die Berechnung der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, die 
Erstattung des Entgeltausfalls an Wochenfeiertagen (Entgeltfortzahlungsgesetz) und 
die Berechnung der Urlaubsvergütung - einschließlich der zusätzlichen Urlaubsvergü-
tung - richtet sich nach den dort genannten Bestimmungen. 

 
5. Im Fall der Kurzarbeit ist bei der Berechnung des Entgelts für einzelne Arbeitsstunden 

das Monatsentgelt durch die Zahl der regelmäßigen Arbeitsstunden des entsprechen-
den Monats zu teilen. Dazu gehören auch zu bezahlende Ausfallstunden einschließ-
lich der Freischichten aus ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit. 
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6. Besteht beim Ausscheiden aus dem Betrieb eine Differenz zwischen bezahlter und zu 

bezahlender Arbeitszeit aus dem Zeitausgleich durch ungleichmäßige Verteilung der 
Arbeitszeit bzw. aus einer Freischichtenregelung zur Aufrechterhaltung der Betriebs-
mittelnutzungszeit, so ist diese Differenz entsprechend Ziff. 4 Abs. 1 dieser Vorschrift 
abzurechnen. 

 
7.  Über jede Entgeltzahlung ist den Beschäftigten eine schriftliche Abrechnung zu ertei-

len. Die Abrechnung muss das Monatsgrundentgelt, die veränderlichen Bestandteile - 
aufgeschlüsselt nach Zuschlägen und sonstigen Vergütungsbestandteilen -, die auf-
geschlüsselten Abzüge und eventuelle Abschlagszahlungen enthalten. 

 
8.  Einzelheiten zur Entgeltzahlung können durch nicht erzwingbare Betriebsvereinba-

rung geregelt werden, insbesondere: 
 

-  Festlegung des Auszahlungszeitpunkts, 
-  Pauschalierung von regelmäßig anfallenden Zulagen und Zuschlägen, 
-  Festlegung eines abweichenden Berechnungszeitraums bei leistungsabhängigen 

Bestandteilen. 
 
 

§ 13 
Belastungszulagen  

 
1. Gesundheitsgefährdungen sind abzustellen; diese Pflicht kann nicht durch Zahlung 

einer Zulage kompensiert werden. 
Solange allerdings die Voraussetzungen gemäß Ziffer 2 gegeben sind, besteht für 
Beschäftigte, die unter solchen Bedingungen arbeiten, ein Anspruch auf Belastungs-
ausgleich. 
Belastungszulagen sind zu zahlen, soweit bei Arbeiten Belastungen der Muskeln, der 
Sinne und Nerven, aus Umgebungseinflüssen im einzelnen oder zusammen vorlie-
gen, die in nennenswertem Maße über die normalerweise auftretenden Belastungen 
hinausgehen.  

 
2. Unter Belastungen sind zu verstehen 
 
 a. Belastungen der Muskeln 
 

Sie entstehen durch dynamische, statische oder einseitige Muskelarbeit. Sie 
werden u. a. durch die bei der Arbeit aufzuwendende Kraftanstrengung, durch 
die wechselnde Belastungsart, durch die Belastungsdauer und die zeitliche 
Verteilung der Belastung auf die tägliche Arbeitszeit bestimmt.  

 
 b. Belastungen der Sinne und Nerven 
 

Sie entstehen durch aufmerksames Wahrnehmen (Sehen, Hören, Fühlen, 
Tasten) und die angespannte Bereitschaft zum notwendigen Eingreifen bei der 
Beobachtung, Überwachung und Steuerung von Arbeitsabläufen. Sie  
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können beispielsweise auftreten bei Arbeiten, bei denen höchste Konzentrati-
on oder eine besondere Beanspruchung der Sehnerven erforderlich ist. Sie 
werden durch die bei der Arbeit auftretende Anspannung, durch die wechseln-
de oder gleichförmige Belastungsart (u. a. Monotonie, Vereinzelung, Störun-
gen der Konzentration), durch die Belastungsdauer und die zeitliche Verteilung 
der Belastung auf die tägliche Arbeitszeit bestimmt.*  

 
 c. Belastungen aus Umgebungseinflüssen 
 

Sie entstehen durch Einwirkungen von Verschmutzung, Staub, Öl, Fett, Tem-
peratur, Nässe, Säure, Gase und Dämpfe, Lärm, Erschütterung, Vibration, 
Blendung oder Lichtmangel, Zugluft, Erkältungsgefahr, hinderliche Schutzklei-
dung und Unfallgefährdung.  

 
3. Die Höhe der Zulagen ist zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat zu vereinbaren. Im 

Nichteinigungsfall entscheidet die Betriebliche Einigungsstelle. 
 

Auszubildende erhalten eine monatliche Zulage, soweit sie an Arbeitsplätzen ausge-
bildet werden, an denen Beschäftigte eine Belastungszulage erhalten.  

 
Die Zulagen betragen für die Dauer der Belastung:  
- gemäß Ziff. 1 dieser Vorschrift mindestens 4 % des Eckentgelts bzw. der Ausbil-

dungsvergütung,  
- für hohe Belastungen, die über das in Ziff. 1 dieser Vorschrift genannte Maß er-

heblich hinausgehen, mindestens 8 % des Eckentgelts. 
 
4. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann vereinbart werden, dass die Zulagen 

nicht als geldliche Zulagen gewährt, sondern durch entsprechende bezahlte Freistel-
lung von der Arbeit ausgeglichen werden.  

 
5. Der Anspruch auf eine Zulage ist erfüllt, wenn die Belastungen im Sinne dieses Para-

graphen bereits durch die Gewährung einer besonderen Zulage abgegolten sind oder 
wenn sie bei der Eingruppierung der Arbeit nach den Grundsätzen einer Arbeitsbe-
wertung oder wenn sie bei der Bildung betrieblicher Richtbeispiele berücksichtigt wor-
den sind. 

 
 

§ 14 
Qualifizierung 

 

Die Tarifvertragsparteien werden eine Vereinbarung zur Förderung des Qualifizierungsma-
nagements im Unternehmen abschließen. 
 

                                                 
*
  § 13 Ziff. 2.b. wurde durch die Entscheidung des Tarifschiedsgerichts vom 30. April 2014 wie folgt ausgelegt: „ Es wird 

festgestellt, dass eine Belastung der Sinne und Nerven im Sinne des § 13 Ziff. 2.b. ERA nur bei kumulativem Vorliegen 
der Voraussetzungen „aufmerksames Wahrnehmen (Sehen, Hören, Fühlen, Tasten)“ und der „angespannten Bereit-
schaft zum notwendigen Eingreifen bei der Beobachtung, Überwachung und Steuerung von Arbeitsabläufen“ eintritt.“ 
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§ 15 
Besitzstandssicherung und Anrechnung übertariflicher Entgeltbestandteile  

 
1. Durch die Einführung der neuen Entgeltstruktur und der damit im Zusammenhang 

stehenden Verträge (Entgeltrahmen- und Entgelttarifverträge) darf für den einzelnen 
Beschäftigten keine finanzielle Schlechterstellung erfolgen. 

 
2.* Tritt durch die Anwendung dieses Tarifvertrages eine Erhöhung des Tarifentgelts ein-

schließlich tariflicher Leistungskomponente (Leistungszulage im Zeitentgelt, Akkord- 
und Prämienmehrverdienst unter Beachtung des § 12 Ziff. 2) gegenüber dem bisheri-
gen Tarifentgelt einschließlich tariflicher Leistungskomponente und Montagezuschlag 
gemäß § 3.3. BMTV**ein, so können  

 
a. von den Betrieben außer- und übertarifliche Vergütungsbestandteile jedweder 

Art und Rechtsgrundlage angerechnet werden; die Anrechnung gilt auch als 
Kompensation bei Anwendung von § 4 Ziff. 3, 2. Spiegelstrich ERA-
Einführungstarifvertrag. 

 
b. die Betriebsparteien im Falle von verstetigten Akkorden und Prämien*** anstelle 

des tariflichen einen betrieblichen Korrekturfaktor unter 0,9141 und dessen An-
wendung im Betrieb vereinbaren. Die Anwendung darf nicht zu einer Leistungs-
komponente von unter 6 % führen. 
Im Fall der Nichteinigung entscheidet die Einigungsstelle gemäß § 76 Abs. 5 Be-
trVG. 
Beim Kostenvergleich gemäß § 4 Einführungstarifvertrag ERA wird kein Korrek-
turfaktor angewendet. 

 
Für diejenigen Beschäftigten, die nicht zum Geltungsbereich der Gehaltstarifverträge 
gehörten, gilt dies entsprechend.  

 
3. Ist bei der Anwendung dieses Tarifvertrages das neue Tarifentgelt einschließlich tarif-

licher Leistungskomponente (Leistungszulage im Zeitentgelt, Akkord- und Prämien-
mehrverdienst unter Beachtung des § 12 Ziff. 2) niedriger als das bisherige Tarifent-
gelt einschließlich tariflicher Leistungskomponente und Montagezuschlag gemäß 
§ 3.3 BMTV****, so besteht Anspruch auf eine Ausgleichszulage in Höhe der Differenz 
zwischen dem bisherigen Tarifentgelt einschließlich tariflicher Leistungskomponente 
und dem sich aus der Umstellung ergebenden Tarifentgelt einschließlich tariflicher 
Leistungskomponente. 

 
 Bei Akkord und Prämie errechnet sich hierbei die Leistungskomponente nach dem 

Durchschnitt der letzten abgerechneten sechs Monate. 

                                                 
*
  § 15 Ziff. 2 wurde durch eine Entscheidung des Tarifschiedsgerichts im Mai 2006 geändert. In Kraft getreten am 

01.05.2006. Beachte auch hierzu die Erläuterung der Tarifvertragsparteien in der Anlage X zum ERA-TV. 
**

  Die Einbeziehung des Montagezuschlages wurde im Verhandlungsergebnis „Außenmontage und ERA“ vom 

18.01.2006 vereinbart. In Kraft getreten am 01.02.2006. 
*** 

Das sind Akkorde und Prämien, auf deren Berechnung keine der Methoden angewendet wird, die in der Methoden-

sammlung zur Datenermittlung vom 11.09.2003 beschrieben sind. 
****

Die Einbeziehung des Montagezuschlages wurde im Verhandlungsergebnis „Außenmontage und ERA“ vom 

18.01.2006 vereinbart. In Kraft getreten am 01.02.2006. 
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Für das sich nach der Umstellung ergebende Vergleichsentgelt wird der gleiche Leis-
tungsgrad unterstellt. 
 
Für Beschäftigte, die nur zeitweise auf Montage tätig sind, errechnet sich der einzu-
beziehende Montagezuschlag nach dem Durchschnitt der letzten abgerechneten 12 
Monate.* 

 
Bei Aufrücken in eine höhere Entgeltgruppe oder -stufe und bei Erhöhungen der Leis-
tungszulage kann diese Ausgleichszulage angerechnet werden.  

 
4.  Sofern als Folge der ERA-Einführung ein niedrigeres Tarifgrundentgelt  wirksam wer-

den könnte, sollen den betroffenen Beschäftigten, soweit vorhanden, vorrangig vor 
der Feststellung einer Ausgleichszulage höherwertige Arbeiten angeboten werden. 

 
5. Bei künftigen Tarifentgelterhöhungen können höchstens jeweils 25 % der Ausgleichs-

zulage, aber nicht mehr als 50 % der jeweiligen Tariferhöhung angerechnet werden. 
Ist die Ausgleichszulage niedriger als 100,- Euro, können 50 % der jeweiligen Tarifer-
höhung angerechnet werden. 

 
 

§ 16 
Schlussbestimmungen / Laufzeit / Kündigungsfristen 

 
1. Dieser Tarifvertrag tritt zum Zweck der Überleitung auf die neue Entgeltstruktur zum 

01.09.2003 in Kraft. § 3 Ziff. 6a und die Neufassung des § 15 Ziff. 3 treten mit Wir-
kung vom 01.02.2006 in Kraft. Die Neufassung des § 15 Ziff. 2 tritt mit Wirkung vom 
01.05.2006 in Kraft. 
 
Ab dem 01.09.2003 kann der Entgeltrahmentarifvertrag auf freiwilliger Basis im Be-
trieb eingeführt werden. 
  
Ab dem 01.01.2008 gelten die Bestimmungen des Entgeltrahmentarifvertrages in al-
len verbandsangehörigen Betrieben. Ab dem Einführungsstichtag gilt der Entgeltrah-
mentarifvertrag mit unmittelbarer und zwingender Wirkung. Gleichzeitig treten die bis 
dahin kraft Nachwirkung geltenden Lohn- und Gehaltsrahmentarifverträge außer 
Kraft. 
 
Mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien kann die Frist zur Einführung verlängert 
werden. 

 
  

                                                 
*
  Die Einbeziehung des Montagezuschlages wurde im Verhandlungsergebnis „Außenmontage und ERA“ vom 

18.01.2006 vereinbart. In Kraft getreten am 01.02.2006. 
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2. Dieser Tarifvertrag oder jede einzelne Vorschrift kann mit einer Frist von einem Monat 

zum Monatsende, erstmals zum 31.12.2009, schriftlich gekündigt werden. 
 
 
3. Mit der Einführung des Entgeltrahmentarifvertrages im Betrieb verlieren die folgenden 

Tarifverträge in Bezug auf den jeweiligen Betrieb gemäß § 4 Abs. 5 TVG ab dem Ein-
führungsstichtag ihre Wirkung: 

 
3.1 Gehaltsrahmentarifverträge 

- Gehaltsrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen 
Verbandsgruppen Cuxhaven, Oldenburg, Ostfriesische Werften und Wilhelms-
haven vom 25.09.1991/29.05.1998,  

- Gehaltsrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Unterweser vom 
18.12.1989/18.05.1990,  

- Gehaltsrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Hamburg/Schleswig-Holstein 
vom 27.05.1988/18.05.1990,  

- Gehaltsrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Mecklenburg-Vorpommern vom 
10.11.1990/17.05.1993.  

 
3.2 Lohnrahmentarifverträge 

- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, 
Verbandsgruppen Wilhelmshaven und Cuxhaven vom 
01.03.1974/23.05.1991/29.05.1998,  

- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, 
Verbandsgruppe Oldenburg vom 31.03.1974/23.05.1991,  

- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, 
Verbandsgruppe Ostfriesische Werften vom 14.10.1977/14.05.1991, 

- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Unterweser vom 29.03.1994,  
- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Mecklenburg-Vorpommern vom 

10.11.1990/11.03.1991, 
- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Hamburg und Umgebung vom 

03.12.1974/23.05.1991, 
- Lohnrahmentarifvertrag für die Metallindustrie Schleswig-Holstein vom 

12.05.1967/20.10.1981/23.05.1991. 
 
3.3 Monatslohntarifverträge 

- Tarifvertrag über Monatslohn für die Metallindustrie des Nordwestlichen Nieder-
sachsens vom 11.12.1987, 

- Tarifvertrag über Monatslohn für die Metallindustrie Unterweser vom 18.05.1990, 
- Monatslohntarifvertrag für die Metallindustrie in Hamburg und Umgebung sowie 

Schleswig-Holstein vom 18.05.1990/01.11.1992, 
- Tarifvertrag über Monatslohn für die Metallindustrie in Mecklenburg-Vorpommern 

vom 11.03.1991. 
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3.4 Tarifvertrag über Prämienlohn in der Metallindustrie Hamburgs und Umgebung vom 

22.09.1982 
 
3.5 Lohntarifverträge 

- Lohntarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Verbands-
gruppen Wilhelmshaven und Cuxhaven,  

- Lohntarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Verbands-
gruppe Oldenburg, 

- Lohntarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Verbands-
gruppe Ostfriesische Werften, 

- Lohntarifvertrag für die Metallindustrie Unterweser, 
- Lohntarifvertrag für die Metallindustrie Hamburg und Umgebung, Mecklenburg-

Vorpommern, Schleswig-Holstein. 
 
3.6 Gehaltstarifverträge 

- Gehaltstarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Ver-
bandsgruppen Wilhelmshaven und Cuxhaven, 

- Gehaltstarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Ver-
bandsgruppe Oldenburg, 

- Gehaltstarifvertrag für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Ver-
bandsgruppe Ostfriesische Werften, 

- Gehaltstarifvertrag für die Metallindustrie Unterweser, 
- Gehaltstarifvertrag für die Metallindustrie Hamburg und Umgebung, Mecklenburg-

Vorpommern, Schleswig-Holstein. 
 

3.7 Tarifverträge Ausbildungsvergütungen 
- Tarifvertrag für Auszubildende für die Metallindustrie Nordwestliches Niedersach-

sen, Verbandsgruppen Cuxhaven, Oldenburg, Ostfriesische Werften und Wil-
helmshaven, 

- Abkommen über Ausbildungsvergütungen für die Metallindustrie Unterweser,  
- Tarifvertrag über Ausbildungsvergütungen in der Metallindustrie Hamburg und 

Umgebung, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein.  
 
Vorgenannte Tarifverträge treten spätestens mit Ablauf des 31.12.2007 außer Kraft. 
  



ERA 
 

(Januar 2019) 33 

 
3.8 Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrags tritt der Entgeltrahmentarifvertrag (ERA) vom 

23.05.2003/ 18.01.2006/ 31.05.2006/ 26.03.2008 außer Kraft und wird durch diesen 
Tarifvertrag ersetzt. 

 
Hamburg, den 17. Dezember 2018  
 
 
 
 

NORDMETALL 
Verband der Metall- und Elektroindustrie e.V., Hamburg 

 
 
 
 

Thomas Lambusch   Dr. Nico Fickinger 
 
 
 
 
 

IG Metall 
Bezirksleitung Küste, Hamburg 

 
 
 
 

Meinhard Geiken   Olaf Kunz 
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Anlage zu ERA 
 
 
Betr.: Tarifschiedsgericht zu § 15 Ziffer 2 ERA-Tarifvertrag 
 
Kommentierung zum Einigungsvorschlag des Vorsitzenden vom 13. Mai 2006 
 
 
 
1. Hinweis zu § 15 Ziffer 2 a, letzter Satz: 

Das bedeutet, dass bei einer Kompensation gem. § 4 Ziff. 3 zweiter Spiegelstrich ERA-
Einführungs-TV (Anrechnung von …) das zuvor gem. § 15 Ziff. 2 angerechnete Volu-
men fiktiv wieder hinzuzurechnen ist. 
 
Damit wird erreicht, dass in § 4 Ziff. 3, zweiter Spiegelstrich ERA-Einführungs-TV fiktiv 
das gesamte, ursprüngliche betriebliche Volumen an außer- und übertariflichen Vergü-
tungsbestandteilen zur Kompensation zur Verfügung steht und nicht nur ein Rest. Sonst 
müsste, quasi verfrüht, auf die nächsten Kompensationsinstrumente des Werkzeugkas-
tens (Besitzstände gem. § 15 ERA und tarifliche Sonderzahlungen, zusätzliche Urlaubs-
vergütungen oder tarifliche Leistungsentgelte) zugegriffen werden. 
 

2. Hinweis zu § 15 Ziffer 2 b, letzter Satz: 
Das bedeutet, dass beim Kostenvergleich gem. § 4 ERA-Einführungs-TV (also der Ge-
genüberstellung von Vorher-Volumen und Nachher-Volumen) die Leistungskomponen-
ten beim "Vorher" in ursprünglicher Höhe ohne Anwendung eines Korrekturfaktors ein-
gehen. 
 
In das Nachher-Volumen gehen die tariflichen Leistungskomponenten – wie tariflich 
vorgesehen – unter Anwendung des (tariflichen oder betrieblichen) Korrekturfaktors ein. 
 
Damit wird vermieden, dass das Vorher-Volumen durch die Korrekturfaktoren quasi 
künstlich verringert wird, was den Kompensationsbedarf vergrößern würde. 
 

 
Schlussbemerkung: 
Diese Kommentierung ist zwischen den Tarifvertragsparteien abgestimmt. 
 
 
 

NORDVERBUND     IG METALL Bezirk Küste 
 




